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5. Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 
123/85 über die Anwendung von Artikel 
85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen 
von Vertriebs- und Kundendienstverein­
barungen über Kraftfahrzeuge erlaubt es 
den Mitgliedern eines Vertriebsnetzes für 
Kraftfahrzeuge nicht, sich mit der 
Begründung, der Vermittler übe seine 
Tätigkeit gewerblich aus, zu weigern, 
Kraftfahrzeuge des Vertragsprogramms 
oder ihnen entsprechende Waren an End­
verbraucher zu verkaufen, die die Dienste 
eines Vermittlers in Anspruch nehmen, 

der durch eine zuvor- erteilte schriftliche 
Vollmacht nachweist, daß er im Namen 
und für Rechnung dieser Verbraucher 
handelt. Eine Weigerung des Vertrags­
händlers, mit dem Auftraggeber einen 
Kaufvertrag abzuschließen, verstößt 
gegen die Vorschriften der Verordnung 
Nr. 123/85, soweit der Vermittler die 
Grenzen der Vollmacht nicht überschrei­
tet, die ihm vom Endverbraucher erteilt 
worden ist, um ein Fahrzeug zu kaufen 
und gegebenenfalls abzuholen. 

URTEIL DES GERICHTS (Zweite Kammer) 
22. April 1993 * 

In der Rechtssache T-9/92 

Automobiles Peugeot SA und Peugeot SA, Gesellschaften französischen Rechts 
mit Sitz in Paris, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Xavier de Roux, Paris, 
Zustellungsanschrift: Kanzlei des Rechtsanwalts Guy Loesch, 8, rue Zithe, 
Luxemburg, 

Klägerinnen, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Rechtsberater 
Giuliano Marenco als Bevollmächtigten, Beistand: Rechtsanwalt Francis Herbert, 
Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter: Nicola Annecchino, Juristischer Dienst, 
Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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unterstützt durch 

Eco System SA, Gesellschaft französischen Rechts mit Sitz in Rouen (Frankreich), 
Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Robert Collin, Paris, und Nicolas Decker, 
Luxemburg, Zustellungsanschrift: Kanzlei des Rechtsanwalts Decker, 16, avenue 
Marie-Thérèse, Luxemburg, 

und 

Bureau européen des unions de consommateurs (BEUC), Verein belgischen 
Rechts mit Sitz in Brüssel, Prozeßbevollmächtigte: Barrister Philip Bentley, 
Lincoln's Inn, London, und Rechtsanwalt Konstantinos Adamantopoulos, Athen, 
Zustellungsanschrift: Kanzlei des Rechtsanwalts Arsène Kronshagen, 12, boule­
vard de la Foire, Luxemburg, 

Streithelfer, 

wegen Nichtigerklärung der Entscheidung 92/154/EWG der Kommission vom 
4. Dezember 1991 betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 EWG-Vertrag 
(IV/33.157 — Eco System/Peugeot, ABl. 1992, L 66, S. 1) 

erläßt 

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN (Zweite Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. L. Cruz Vilaça, der Richter Ď. P. M. Barring­
ton, J. Biancarelli, A. Saggio und C. P. Briet, 

Kanzler: H. Jung 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 
16. Dezember 1992, 

folgendes 
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Urteil 

Sachverhalt 

1 Die angefochtene Entscheidung 92/154/EWG der Kommission vom 4. Dezember 
1991 betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 EWG-Vertrag (IV/33.157 — Eco 
System/Peugeot, ABl. 1992, L 66, S. 1) wurde auf eine von der Eco System SA 
(Beschwerdeführerin) am 19. April 1989 bei der Kommission eingereichte 
Beschwerde hin erlassen, die sich gegen die Automobiles Peugeot SA (Klägerin zu 
1) und drei ihrer in Belgien zugelassenen Wiederverkäufer richtete und darauf 
gestützt war, daß diese Beteiligten seit März 1989 die Parallelimporte von Fahrzeu­
gen durch die Beschwerdeführerin behinderten, die im Auftrag und für Rechnung 
französischer Endverbraucher, die Peugeot- oder Talbot-Fahrzeuge kaufen woll­
ten, den Ankauf von Peugeot-Fahrzeugen vermittelte. In ihrer Beschwerde 
ersuchte die Beschwerdeführerin die Kommission ferner, einstweilige Maßnahmen 
zu treffen, um die schwere, nicht wiedergutzumachende Schädigung zu beenden, 
die sich für sie aus den vorerwähnten Behinderungen ergebe. 

2 Gesellschaftszweck der Beschwerdeführerin ist es, Endverbrauchern ihre Dienste 
in Form des Ankaufs von Fahrzeugen in Ländern mit günstigeren Preisen anzubie­
ten. Sie bietet weder Garantieleistungen noch Wartungsarbeiten oder die Inzah-
lungnahme von Gebrauchtwagen ihrer Kunden an und verfügt über keinen Lager­
bestand an eigenen Fahrzeugen. In der Praxis holt die Beschwerdeführerin aktiv in 
ganz Frankreich, insbesondere durch Werbung in allen Medien, schriftliche Auf­
träge interessierter französischer Endverbraucher ein und stellt in ihren Schaufen­
stern lediglich bereits verkaufte Fahrzeuge aus, die vor der Auslieferung stehen. 

3 Am 9. Mai 1989 leitete die Klägerin zu 1 zum Schutz ihres Vertriebsnetzes, das 
unstreitig unter die Verordnung (EWG) Nr. 123/85 der Kommission vom 
12. Dezember 1984 über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages 
auf Gruppen von Vertriebs- und Kundendienstvereinbarungen über Kraftfahr­
zeuge (ABl. 1985, L 15, S. 16) fällt, ihren in Frankreich, Belgien und Luxemburg 
zugelassenen Vertragshändlern und Wiederverkäufern über ihre Tochtergesell­
schaften ein Rundschreiben der Peugeot SA (Klägerin zu 2) zu, in dem diese aufge­
fordert wurden, ihre Lieferungen an die Beschwerdeführerin einzustellen und von 
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dieser keine Bestellungen von Neufahrzeugen der Marke Peugeot — gleichviel, ob 
für eigene Rechnung oder für Rechnung ihrer Auftraggeber — mehr anzunehmen. 
Der Entwurf dieses Rundschreibens war am 25. April 1989 der Generaldirektion 
Wettbewerb der Kommission übermittelt, allerdings nicht förmlich angemeldet 
worden. 

4 Am 27. November 1989 leitete die Kommission gegen die Klägerinnen das in Arti­
kel 3 der Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962 — Erste Durchfüh­
rungsverordnung zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages (ABl. 1962, Nr. 13, 
S. 204) — vorgesehene Verfahren ein. 

5 Mit Entscheidung vom 26. März 1990 gab die Kommission den Klägerinnen einst­
weilig unter Androhung eines Zwangsgeldes auf, innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen alle ihre Vertragshändler und Agenten schriftlich aufzufordern, die 
Durchführung des Rundschreibens vom 9. Mai 1989 bis zum Erlaß einer endgülti­
gen Entscheidung in dem Hauptverfahren auszusetzen, und setzte für die 
Geschäftsabschlüsse, die die Beschwerdeführerin für Rechnung ihrer Kunden auf­
grund vorher erteilter schriftlicher Aufträge über das Vertriebsnetz von Peugeot 
tätigen durfte, ohne daß die Klägerinnen hiergegen Einwände erheben konnten, ein 
Kontingent von 1 211 Fahrzeuge pro Jahr, jedoch höchstens von 150 Fahrzeugen 
monatlich, fest. 

6 Mit Klageschrift, die am 24. April 1990 in das Register der Kanzlei des Gericht 
eingetragen wurde, erhoben die Klägerinnen Klage auf Nichtigerklärung dieser 
Entscheidung (Rechtssache T-23/90). Zugleich beantragten sie die Aussetzung des 
Vollzugs dieser Entscheidung. Mit Beschluß vom 21. Mai 1990 wies der Präsident 
des Gerichts diesen Antrag zurück. Mit Urteil vom 12. Juli 1991 in der Rechtssa­
che T-23/90 (Peugeot/Kommission, Slg. 1991,11-653, nachstehend: Peugeot I) wies 
das Gericht die Nichtigkeitsklage ab. Am 12. September 1991 legten die Klägerin­
nen gegen dieses Urteil beim Gerichtshof ein Rechtsmittel ein (Rechtssache 
C-229/91 P). 

7 In der angefochtenen Entscheidung vom 4. Dezember 1991 stellte die Kommission 
fest, daß die Versendung des Rundschreibens vom 9. Mai 1989 durch die Klägerin­
nen an die Peugeot-Vertragshändler in Frankreich, Belgien und Luxemburg und 
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die Einstellung der Lieferung von Kraftfahrzeugen der Marke Peugeot an die 
Beschwerdeführerin in Befolgung dieses Rundschreibens eine nach Artikel 
85 Absatz 1 EWG-Vertrag verbotene Vereinbarung oder zumindest eine abge­
stimmte Verhaltensweise sei (Artikel 1 der Entscheidung). Zur Begründung dieser 
Feststellung führt die Entscheidung insbesondere aus: „Diese Vereinbarung 
bezweckt und bewirkt die Beschränkung des Wettbewerbs innerhalb des Gemein­
samen Marktes im Sinne von Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag dadurch, daß mit 
ihrer Anwendung durch alle Händler des Vertriebsnetzes von Peugeot in den 
betreffenden Ländern grundsätzlich verhindert wird, daß Neufahrzeuge der Marke 
Peugeot aus Belgien und Luxemburg von Eco System im Auftrag von französi­
schen Käufern nach Frankreich eingeführt werden. Angesichts der Marktstellung 
der Marke Peugeot in der Gemeinschaft handelt es sich hierbei um eine spürbare 
Beschränkung des Wettbewerbs. Indem sich diese Vereinbarung auf die Einfuhren 
aus zwei anderen Mitgliedstaaten bezieht, ist sie geeignet, den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen." In der Entscheidung wurde ferner ausgeführt, 
daß zum einen „die sich aus dem Rundschreiben ergebende Vereinbarung ... nicht 
für eine Gruppenfreistellung nach der Verordnung (EWG) Nr. 123/85 in Betracht 
[kommt], da Verbote der Einfuhr oder Ausfuhr von Kraftfahrzeugen nicht zu den 
von der Verordnung zugelassenen Wettbewerbsbeschränkungen zählen", und daß 
sie zum anderen in erster Linie deshalb für eine Einzelfreistellung nicht in Betracht 
komme, weil sie nicht förmlich angemeldet worden sei. 

8 Demgemäß gab die Kommission in der streitigen Entscheidung den Klägerinnen 
auf, binnen einer Frist von zwei Monaten nach der Bekanntgabe der Entscheidung 
ein neues Rundschreiben an ihre Vertragshändler zu richten, mit dem das Rund­
schreiben vom 9. Mai 1989 aufgehoben und der festgestellte Verstoß beendet 
werde. Außerdem hätten sie sich in Zukunft jeglicher Vorgehensweise zu enthal­
ten, mit der die beanstandeten Wirkungen ihres Vorgehens aufrechterhalten wür­
den. Außerdem zog die Kommission gemäß Artikel 10 der Verordnung Nr. 
123/85 den Vorteil der Anwendung dieser Verordnung auf den Mustervertrag über 
den selektiven Alleinvertrieb von Peugeot—Kraftfahrzeugen in Belgien und 
Luxemburg zurück, es sei denn, die Beteiligten kämen den Anordnungen der Ent­
scheidung nach (Artikel 3 der Entscheidung). 

9 Im Anschluß an die Entscheidung vom 4. Dezember 1991 nahmen die Klägerinnen 
ihr Rechtsmittel gegen das Urteil Peugeot I zurück. Mit Beschluß vom 6. April 
1992 ordnete der Präsident des Gerichtshofes die Streichung der Rechtssache im 
Register an. 
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Verfahren 

10 Die Klägerinnen haben mit Klageschrift, die am 10. Februar 1992 in das Register 
der Kanzlei des Gerichts eingetragen worden ist, gemäß Artikel 173 EWG-Vertrag 
die vorliegende Nichtigkeitsklage erhoben. 

1 1 Durch Beschlüsse des Präsidenten der Zweiten Kammer des Gerichts vom 9. Juli 
1992 sind die Beschwerdeführerin und das Bureau européenne des unions de con­
sommateurs (BEUC) als Streithelfer zur Unterstützung der Anträge der Beklagten 
zugelassen worden. 

12 Das Gericht hat auf Bericht des Berichterstatters beschlossen, die mündliche Ver­
handlung ohne vorherige Beweisaufnahme zu eröffnen. Durch prozeßleitende Ver­
fügung hat das Gericht jedoch die Beschwerdeführerin aufgefordert, ein Exemplar 
des von ihr verwendeten Mustervermittlungsvertrags vorzulegen. Die Beteiligten 
haben in der Sitzung vom 16. Dezember 1992 mündlich verhandelt und Fragen des 
Gerichts beantwortet. In der mündlichen Verhandlung haben die Beteiligten auf 
Ersuchen des Gerichts ihr Einverständnis damit erklärt, daß die in der Rechtssache 
Peugeot I als Anlagen zu den Akten gereichten Schriftstücke im vorliegenden Ver­
fahren verwendet würden. Der Präsident hat am Ende der Sitzung die mündliche 
Verhandlung für geschlossen erklärt. 

13 Die Klägerinnen beantragen, 

— die Entscheidung der Beklagten vom 4. Dezember 1991 wegen Verstoßes gegen 
Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag, die Verordnung Nr. 123/85 und die 
Bekanntmachung 85/C 17/03 der Kommission vom 12. Dezember 1984 zu 
ihrer Verordnung (EWG) Nr. 123/85 (ABl. 1985, C 17, S. 4; nachstehend: 
Bekanntmachung vom 12. Dezember) für nichtig zu erklären; 

— festzustellen, daß das Rundschreiben der Klägerinnen vom 9. Mai 1989 an ihr 
Vertriebsnetz in Frankreich, Belgien und Luxemburg mit den Vorschriften der 
Verordnung Nr. 123/85 und der Bekanntmachung vom 12. Dezember in Ein­
klang steht. 
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14 Die Kommission beantragt, 

— die Klage als unbegründet abzuweisen; 

— den Klägerinnen die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

15 Die Streithelferin Eco System, Beschwerdeführerin, beantragt, 

— die Klage als unbegründet abzuweisen; 

— den Klägerinnen die Kosten des Verfahrens einschließlich der Kosten der 
Streithilfe der Beschwerdeführerin aufzuerlegen. 

16 Der Streithelfer BEUC beantragt, 

— die Klage als unbegründet abzuweisen; 

— den Klägerinnen die gesamten Kosten des Verfahrens einschließlich der Kosten 
der Streithilfe des BEUC aufzuerlegen. 

Zur Sache 

17 Zur Stützung ihrer Nichtigkeitsanträge berufen sich die Klägerinnen auf zwei Kla­
gegründe. Mit dem ersten Klagegrund machen sie im wesentlichen geltend, daß die 
Entscheidung gegen Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 unter Einbezie­
hung der Bekanntmachung vom 12. Dezember verstoße, mit dem zweiten Klage­
grund, daß die streitige Entscheidung den Grundsatz der Rechtssicherheit verletze. 
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Zum Klagegrund des Verstoßes gegen Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 
123/85 unter Einbeziehung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 

— Vorbringen der Beteiligten 

18 Die Klägerinnen weisen zunächst darauf hin, daß der Händler, der eine selektive 
Alleinvertriebsvereinbarung auf dem Kraftfahrzeugsektor abgeschlossen habe und 
aufgrund der Verordnung Nr. 123/85 von der Anwendung des Artikels 85 Absatz 
1 EWG-Vertrag freigestellt sei, über ein Wiederverkaufsmonopol verfüge, das ihm 
gestatte, die Belieferung jedes Wiederverkäufers, der nicht zugelassenes Mitglied 
des Vertriebsnetzes sei, abzulehnen. 

19 Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85, der dem Händler erlaube, Kraftfahr­
zeuge des Vertragsprogramms oder ihnen entsprechende Erzeugnisse an Waren­
endverbraucher, die einen Vermittler eingeschaltet hätten, zu verkaufen, wenn der 
Vermittler vorher schriftlich zum Kauf eines bestimmten Kraftfahrzeugs bevoll­
mächtigt worden sei, stelle eine Ausnahme vom Grundsatz des selektiven Allein­
vertriebs dar. Diese Vorschrift stelle indessen keinen unerläßlichen Ausgleich für 
die Zulassung eines selektiven Vertriebsnetzes dar, sondern sei im Gegenteil ein 
Mittel, das dem Hersteller, der vom Vermittler die Einhaltung bestimmter Bedin­
gungen verlangen könne, den Schutz seines Vertriebsnetzes möglich mache. 

20 Außerdem habe die Kommission mit ihrem Hinweis in ihrer Bekanntmachung 
vom 12. Dezember, „die Unternehmen des Vertriebsnetzes [könnten] gleichwohl 
verpflichtet werden, an einen Dritten oder über einen Dritten keine neuen Kraft­
fahrzeuge des Vertragsprogramms ... zu verkaufen, solange dieser wie ein autori­
sierter Wiederverkäufer neuer Kraftfahrzeuge des Verkaufsprogramms auftritt oder 
eine dem Wiederverkauf gleichzusetzende Tätigkeit entfaltet“, die in Artikel 3 Nr. 
11 der Verordnung Nr. 123/85 vorgesehene Ausnahme von dem in dieser Verord­
nung verankerten Grundsatz des Alleinvertriebs innerhalb des Vertriebsnetzes in 
ihrem Anwendungsbereich beschränkt. Auf der Grundlage dieser einschränkenden 
Auslegung des Artikels 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 hätten die Klägerin­
nen das Rundschreiben vom 9. Mai 1989 an die Händler des Peugeotvertriebsnet­
zes gerichtet, um ihr selektives Vertriebssystem gegen die dem Wiederverkauf 
gleichzusetzende Tätigkeit der Beschwerdeführerin zu schützen. Der Begriff der 
dem Wiederverkauf gleichzusetzenden Tätigkeiten sei kein Rechtsbegriff, sondern 
beziehe sich vielmehr auf eine Tätigkeit, die in wirtschaftlicher Hinsicht die glei­
chen Wirkungen erzeuge wie ein Wiederverkauf. 
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21 Ein gewerblicher Vermittler, der im Kraftfahrzeugsektor tätig werden wolle, müsse 
sich im Hinblick auf die Nachfrage völlig neutral verhalten. Sobald der Vermittler 
durch eigene gewerbliche Tätigkeit die Nachfrage beeinflusse, übe er eine dem 
Wiederverkauf gleichzusetzende Tätigkeit aus. Die Behauptung der Beschwerde­
führerin, das Rundschreiben von Peugeot habe einen Rückgang ihres Umsatzes 
bewirkt, beweise, daß ihre Tätigkeit nicht nachfrageneutral sei. Andernfalls müsse 
der Teil ihres Umsatzes, der mit Peugeot-Fahrzeugen erzielt werde, ungefähr dem 
Anteil dieser Marke auf dem französischen Markt, d. h. 22 %, entsprechen. 

22 Ein Vermittler verletze diese Pflicht zur Neutralität auf dem Markt und über­
schreite folglich den Rahmen seiner gewerblichen Tätigkeit als Dienstleistungsun­
ternehmen, wenn er insbesondere Werbekampagnen betreibe, die nicht seiner 
Tätigkeit, sondern den Fahrzeugen einer Marke gälten, die er dauernd auf dem 
Markt anbiete. Die Beschwerdeführerin habe sogar einige Fahrzeuge der Marke 
Peugeot im Laden der Ladenkette „Carrefour" ausgestellt und eine von dieser 
Ladenkette herausgegebene Werbebroschüre verwendet. Die durch diese Werbung 
geschaffene Verunsicherung der Öffentlichkeit über die wahre Tätigkeit der 
Beschwerdeführerin auf dem Markt — die im übrigen auch von der Kommission 
anerkannt worden sei — habe die Klägerinnen zu der Annahme bringen müssen, 
daß diese eine dem Wiederverkauf gleichzusetzende Tätigkeit ausübe. Die 
Beschwerdeführerin stelle sich durch das Angebot einer alternativen Versorgung 
mit Fahrzeugen der Marke Peugeot unter einem Vertragshändler vergleichbaren 
Bedingungen in den Augen der Öffentlichkeit wie ein Händler des Peugeotver­
triebsnetzes und nicht wie ein Dienstleistungsunternehmen dar. 

23 Insbesondere übernehme die Beschwerdeführerin bei jedem Geschäft Risiken, die 
für einen einfachen Vermittler atypisch, für einen Wiederverkäufer hingegen kenn­
zeichnend seien, nämlich: 

— das Risiko der Wiederverwendung des Fahrzeugs (Weiterverkaufsrisiko), da die 
Beschwerdeführerin, die den Preis für das Fahrzeug verauslagt habe, dieses bei 
Rücktritt eines Kunden selbst absetzen müsse; 

— das Verwahrrisiko, da sie ihren Kunden entschädige, wenn das Fahrzeug verlo­
ren gehe oder beschädigt werde; 
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— das Kreditrisiko, da die Beschwerdeführerin oder ihr Finanzmakler den Fahr­
zeugpreis verauslage und bei Zahlungsunfähigkeit des Kunden selbst einstehen 
müsse; 

— ein „wirtschaftliches“ Risiko, weil die Beschwerdeführerin Wechselkurs-
Schwankungen selbst trage. 

24 Die Gleichwertigkeit der Tätigkeit eines Vermittlers mit der eines Wiederver­
käufers sei nicht allein deshalb ausgeschlossen, weil der Vermittler einen Auftrag 
habe, dessen Rahmen er nicht überschreite, wenn die von ihm übe rnommenen 
wirtschaftlichen Risiken sich von denen eines Wiederverkäüfers ihrer N a t u r nach 
nicht unterschieden. Jede andere Deu tung würde den Begriff der dem Wiederver­
kauf gleichzusetzenden Tätigkeiten ihres Inhalts berauben und zugleich den Kläge­
rinnen die Möglichkeit nehmen, ihr Vertriebsnetz zu schützen. Aus dem Urtei l des 
Gerichtshofes vom 3. Juli 1985 und den Schlußanträgen des Generalanwalts Sir 
G o r d o n Slynn in der Rechtssache 243/83 (Binon, Sig. 1985, 2015, 2017) ergebe 
sich, daß ein Wirtschaftsteilnehmer zwar als Vermittler angesehen werden könne, 
wenn er einen gehörigen Auftrag vorzuweisen habe, daß er aber diese Einstufung 
verliere, wenn er im Auftrag Hunder t e r von Auftraggebern tätig werde und damit 
im Sinne des Wettbewerbsrechts ein unabhängiger Wirtschaftsteilnehmer werde. 

25 Die Kommission weist vorab darauf hin, daß die Bekanntmachung vom 12. 
Dezember nicht zum Gemeinschaftsrecht als Maßstabsnorm gehöre, auf den sich 
eine Nichtigkeitsklage stützen könne, und daß die Klage folglich abzuweisen sei, 
soweit sie auf die Verletzung dieser Bekanntmachung gestützt sei. 

26 Die Auslegung des Gemeinschaftsrechts durch die Klägerinnen sei irrig. Der 
Gerichtshof habe in seinem Urteil vom 18. Dezember 1986 in der Rechtssache 
10/86 (VAG France, Slg. 1986, 4071) zur Verordnung Nr. 123/85 entschieden, daß 
wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen, die den Handel zwischen Mitglied­
staaten beeinträchtigen könnten, grundsätzlich verboten seien, es sei denn, Artikel 
85 Absatz 1 sei von der Kommission gemäß Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag für 
nicht anwendbar erklärt worden. Mithin müßten die Voraussetzungen der Freistel-
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lung weit, die Maßnahmen zum Schutz des Vertriebsnetzes, soweit sie von der Ver­
ordnung Nr. 123/85 zugelassen würden, als vom Verbot ausgenommene wettbe­
werbsbeschränkende Klauseln aber eng ausgelegt werden. Das entspreche den all­
gemeinen Grundsätzen für die Auslegung von Gruppenfreistellungsverordnungen. 

27 Es sei eine der wesentlichen Voraussetzungen für die Freistellung selektiver Allein­
vertriebsvereinbarungen, daß die in ihnen enthaltenen wettbewerbsbeschränkenden 
Abreden so begrenzt würden, daß der Endverbraucher nicht daran gehindert 
werde, angemessen an den Vorteilen dieser Vereinbarungen teilzuhaben und insbe­
sondere seinen Bedarf in einem anderen als seinem Mitgliedstaat zu decken, um in 
den Genuß der bisweilen erheblichen Preisunterschiede zwischen den einzelstaatli­
chen, selbst benachbarten Märkten zu kommen. Damit ein Endverbraucher effek­
tiv ein Fahrzeug bei einem beliebigen zugelassenen Händler des Vertriebsnetzes in 
einem beliebigen Mitgliedstaat kaufen könne, müsse es ihm möglich sein, einen 
gewerblichen oder nichtgewerblichen Vermittler in Anspruch zu nehmen, der 
zuvor den Auftrag erhalten habe, ein bestimmtes Fahrzeug zu erwerben und sich 
gegebenenfalls ausliefern zu lassen. 

28 Genau dies sei der Zweck des Artikels 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85, der 
dem Endverbraucher die Möglichkeit offenhalten solle, sich von einem zuvor 
beauftragten, gewerblichen oder nichtgewerblichen Vermittler beliefern zu lassen. 
Daher müsse diese Vorschrift dahin ausgelegt werden, daß sie dem Vertriebsnetz 
gestatte, sich zum einen gegen die Tätigkeit von Parallelimporteuren, die, ohne 
autorisiert zu sein, als Wiederverkäufer aufträten, und zum anderen gegen Vermitt­
ler zu schützen, die nicht zuvor durch einen Endverbraucher oder die durch einen 
nichtautorisierten Wiederverkäufer oder in der Weise beauftragt worden seien, daß 
das in Auftrag gegebene Fahrzeug nicht bestimmt worden sei. Diese Vorschrift 
gestatte aber nicht, als Schutzmaßnahme die Ausführung der Bestellung bestimm­
ter Fahrzeuge durch einen ordnungsgemäß bevollmächtigten Vermittler oder deren 
Lieferung zu verweigern, wenn dieser im Namen und für Rechnung seiner Kunden 
tätig werde und die Grenzen seiner Befugnisse nicht überschreite. Der in der 
Bekanntmachung vom 12. Dezember verwendete Ausdruck „eine dem Wiederver­
kauf gleichzusetzende Tätigkeit" beziehe sich daher nicht auf die Geschäftstätigkeit 
des gewerblichen Vermittlers, sondern ausschließlich auf falsche Vermittlungsver­
träge oder auf mißbräuchliche Verhaltensweisen beauftragter Vermittler, falls sie 
nicht überhaupt gegen die Grundprinzipien der Verordnung Nr. 123/85 verstoße. 
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29 Es entspreche der gewerblichen Natur der Tätigkeit der Beschwerdeführerin, daß 
sie nicht nur für ihre Vermittlertätigkeit werbe, sondern auch eine Auswahl der 
Fahrzeugmarken und -typen, für die sie ihre Dienste anbiete, treffen könne, so daß 
sie in den Augen der Kundschaft als alternative Quelle der Bedarfsdeckung für 
Kraftfahrzeuge und insbesondere Peugeot-Fahrzeuge erscheine. Entgegen dem 
Vorbringen der Klägerinnen zeige eine statistische Aufschlüsselung, daß die 
Beschwerdeführerin zum einen ihre Tätigkeit nicht auf die Marke Peugeot konzen­
triere und daß sie zum anderen zu keinem Zeitpunkt durch ihre Werbemaßnahmen 
Unklarheiten bezüglich der wirklichen Natur ihrer gewerblichen Tätigkeit geschaf­
fen habe. Die Beschwerdeführerin habe in ihren Werbeprospekten sogar systema­
tisch die Besonderheiten der Vertragsbeziehung zwischen Auftraggeber und Ver­
mittler herausgestellt. Zu der vorübergehenden Zusammenarbeit der 
Beschwerdeführerin mit der Ladenkette Carrefour sei allein bewiesen, daß ein ein­
ziges Peugeot-Fahrzeug, das vor der Auslieferung gestanden habe, mit ausdrückli­
cher Zustimmung des Kunden zehn Tage lang in den Geschäftsräumen von Carre­
four ausgestellt worden sei. Die Titelseite der von Carrefour herausgegebenen, 
unter ihrem eigenen Namen vertriebenen Werbebroschüre der Beschwerdeführerin 
sei zwar etwas mehrdeutig; die umfassende, abschließende Reaktion der Klägerin­
nen hierauf habe aber „den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verletzt". 

30 Bezüglich der von der Beschwerdeführerin übernommenen Risiken hätten die Klä­
gerinnen keinen Beweis für ihre Behauptung erbracht, daß diese zusätzlich zu den 
üblichen Risiken eines Vermittlers Bestellungs-, Zwischenlagerungs- und Kreditri­
siken trage. Die Beschwerdeführerin übernehme kein Risiko rechtlicher oder wirt­
schaftlicher Art, das für Kauf und Weiterverkauf typisch sei, d. h. eine zweifache 
Eigentumsübertragung und Eigentümerrisiken enthalte. Das Tätigwerden der 
Beschwerdeführerin als Vermittlerin beschränke sich auf die Schaffung einer 
unmittelbaren Rechtsbeziehung zwischen dem Auftraggeber und dem Vertrags­
händler, zu der insbesondere die unmittelbare Rechnungsstellung des Händlers an 
den erstgenannten, die Zulassung und die Versicherung des Fahrzeugs auf den 
Namen des Auftraggebers, Eigentums- und Gefahrübergang, sobald die Zahlung 
an den Verkäufer bewirkt sei, und schließlich die Vergütung des Vermittlers durch 
eine Provision gehörten. Der Kredit, den die Beschwerdeführerin ihren Kunden 
eine Zeitlang zur Verfügung stelle, führe nicht dazu, daß diese neben dem für jede 
Dienstleistung typischen Kreditrisiko das Risiko des NichtVerkaufs trage, das für 

II - 506 



PEUGEOT / KOMMISSION 

die Tätigkeit des Wiederverkäufers kennzeichnend sei. Im übrigen trage die 
Beschwerdeführerin keinerlei wirtschaftliches Risiko, das mit etwaigen Kurs- oder 
Preisschwankungen zusammenhänge. 

31 Die Kommission bestreitet schließlich, daß der Hinweis der Klägerinnen auf das 
Urteil Binon (a. a. O.) erheblich sei. Die Würdigung der Vermittlertätigkeit für 
Rechnung von Lieferanten von Erzeugnissen oder Erbringern von Dienstleistun­
gen — wie in der Rechtssache Binon — unter dem Blickwinkel des Artikels 
85 Absatz 1 könne unmöglich mit der Würdigung der Vermittlungstätigkeit der 
Beschwerdeführerin im Rahmen jeweils einmaliger Geschäfte für Rechnung einzel­
ner Käufer unter dem Blickwinkel des Artikels 85 Absatz 3 EWG-Vertrag und der 
Verordnung Nr. 123/85 verglichen werden. 

32 Die Beschwerdeführerin weist als Streithelferin darauf hin, daß Artikel 3 Nr. 
11 der Verordnung Nr. 123/85 von der Kommission erlassen worden sei, um den 
Erwerb von Fahrzeugen durch Verbraucher zum niedrigsten Preis innerhalb der 
Gemeinschaft möglich zu machen. Angesichts der Zeit und der Mittel, die notwen­
dig seien, um in den zwölf Mitgliedstaaten den Peugeot-Händler ausfindig zu 
machen, der für ein bestimmtes Fahrzeug den niedrigsten Preis verlange, sowie der 
vielfältigen Schritte, die eine Paralleleinfuhr mit sich bringe, könne nur die Ein­
schaltung eines gewerblichen Vermittlers wie der Beschwerdeführerin die durch 
Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 bezweckte marktregulierende Funk­
tion erfüllen und verhindern, daß diese Vorschrift zum toten Buchstaben werde. In 
den Urteilen des Gerichtshofes vom 13. Juli 1966 in den verbundenen Rechtssa­
chen 56/64 und 58/64 (Consten und Grundig/Kommission, Slg. 1966, 321) und 
vom 7. Juni 1983 in den verbundenen Rechtssache 100/80 bis 103/80 (Musique dif-
fusion française/Kommission, Slg. 1983, 1825) würden Parallelimporte verhin­
dernde Alleinvertriebsvereinbarungen verurteilt; die Peugeot-Vertragshändler hät­
ten nie versucht, durch gegenseitige Belieferung Nutzen aus den 
Preisunterschieden bei Fahrzeugen in den Mitgliedstaaten zu ziehen. Unter diesen 
Umständen dürfe der Begriff der den Wiederverkauf gleichzusetzenden Tätigkeit 
nicht so ausgelegt werden, daß Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 
123/85 inhaltsleer werde. Dieser Begriff erfasse zudem nur die mißbräuchlichen 
und die wahre Eigenschaft als Wiederverkäufer verschleiernden Verhaltensweisen 
eines Wirtschaftsteilnehmers, der sich als Vermittler ausgebe, und erfasse keines­
wegs eine Tätigkeit wie die ihre, für die im wesentlichen die Artikel 1984 f. des 
französischen Zivilgesetzbuchs über den Auftragsvertrag maßgebend seien. 
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33 Der Streithelfer BEUC führt aus, daß der Vorteil, der sich für den Verbraucher aus 
dem gemäß Artikel 85 Absatz 3 freigestellten Vertriebsnetze ergebe, illusorisch 
wäre, wenn der Anwendungsbereich des Artikels 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 
123/85, wie die Klägerinnen behaupteten, von einer wirtschaftlichen und geschäft­
lichen Würdigung der Tätigkeit des Vermittlers abhinge. Es sei Zweck dieser Vor­
schrift, dem Lieferanten Sicherheit darüber zu verschaffen, daß der Endverbrau­
cher, wenn er ein Fahrzeug kaufe, ein unmittelbares Vertragsverhältnis zu einem 
Händler eingehe, der Mitglied des Allein- oder Selektivvertriebsnetzes sei. Damit 
solle insbesondere dem Verbraucher für den Fall der Mangelhaftigkeit des Fahr­
zeugs ein vertraglicher Anspruch gegen ein Mitglied des Vertriebsnetzes gesichert 
werden. 

— Würdigung durch das Gericht 

34 Die Kontrolle der Rechtmäßigkeit der streitigen Entscheidung im Rahmen des von 
den Klägerinnen geltend gemachten Klagegrundes erfordert die Feststellung, ob 
die Kommission zu Recht davon ausgehen durfte, daß das Rundschreiben der Klä­
gerinnen vom 9. Mai 1989 an die Vertragshändler in Frankreich, Belgien und 
Luxemburg und dessen Beachtung durch diese den Rahmen der in der Verordnung 
Nr. 123/85 vorgesehenen Freistellung überschritten und eine nach Artikel 
85 Absatz 1 EWG-Vertrag verbotene Vereinbarung oder zumindest eine abge­
stimmte Verhaltensweise darstellten. 

35 „Als Durchführungsverordnung zu Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag beschränkt 
sich die Verordnung Nr. 123/85 darauf, den Wirtschaftsteilnehmern des Kraftfahr­
zeugsektors bestimmte Möglichkeiten an die Hand zu geben, diese Vertriebs- und 
Kundendienstvereinbarungen dem Verbot des Artikels 85 Absatz 1 zu entziehen, 
obwohl sie bestimmte Arten von Alleinvertriebs- und Wettbewerbsverbotsklauseln 
enthalten" (Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache VAG France, Randnr. 12). 
Wie in der zweiten Begründungserwägung der Verordnung Nr. 123/85 ausgeführt, 
bezwecken oder bewirken nämlich „die in den Artikeln 1 bis 3 dieser Verordnung 
genannten Verpflichtungen ... zwar regelmäßig Verhinderungen, Einschränkungen 
oder Verfälschungen des Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes und 
sind regelmäßig geeignet, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen; 
gleichwohl kann das Verbot des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages auf diese Ver­
pflichtungen — wenn auch nur unter einschränkenden Voraussetzungen — nach 
Artikel 85 Absatz 3 für nicht anwendbar erklärt werden." 
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36 Gemäß Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 ist die nach Artikel 85 Absatz 
3 bewilligte Freistellung auch dann anwendbar, wenn sich der Händler verpflichtet, 
„Kraftfahrzeuge des Vertragsprogramms oder ihnen entsprechende Waren Endver­
brauchern, die einen Vermittler eingeschaltet haben, nur zu verkaufen, wenn der 
Vermittler vorher schriftlich zum Kauf eines bestimmten Kraftfahrzeugs und bei 
Abholung durch diesen auch zur Abnahme bevollmächtigt wurde". 

37 In Anbetracht des allgemeinen Verbotes wettbewerbsbeschränkender Vereinbarun­
gen in Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag dürfen Ausnahmevorschriften einer 
Gruppenfreistellungsverordnung nicht extensiv und nicht so ausgelegt werden, daß 
die Wirkungen der Verordnung über das hinausgehen, was zum Schutz der Inter­
essen, deren Wahrung sie dienen soll, erforderlich ist (siehe Urteil des Gerichtsho­
fes vom 22. März 1984 in der Rechtssache 90/83, Paterson u. a., Slg. 1984, 1567, 
Randnr. 16). 

38 Somit kommt es für die Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits auf die Aus­
legung des Begriffs der schriftlichen Bevollmächtigung im Sinne des Artikels 3 Nr. 
11 der Verordnung Nr. 123/85 an. 

39 Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes (siehe insbesondere Urteil vom 
18. Januar 1984 in der Rechtssache 327/82, Ecco, Slg. 1984, 107, Randnr. 11) ist den 
Begriffen einer Vorschrift des Gemeinschaftsrechts, die zu ihrer Auslegung nicht 
ausdrücklich auf das Recht der Mitgliedstaaten verweist, in der Regel eine auto­
nome, einheitliche Auslegung zu geben, die unter Berücksichtigung des Regelungs­
zusammenhangs und der mit der betreffenden Regelung verfolgten Zielsetzung zu 
ermitteln ist. Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, daß der Gemeinschaftsrichter 
bei der Ermittlung von Inhalt und Bedeutung einer solchen Gemeinschaftsvor­
schrift auf das Recht der Mitgliedstaaten zurückgreift (siehe Urteil des Gerichts 
vom 18 Dezember 1992 in der Rechtssache T-85/91, Khouri/Kommission, Slg. 
1992,11-2637, Randnr. 32). 
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40 Wie das Gericht bereits in seinem Urteil Peugeot I, a. a. O., Randnr. 33, entschie­
den hat, ergibt sich aus der Struktur des Artikels 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 
123/85, daß diese Nummer das Tátigwerden eines Vermittlers unter der Vorausset­
zung ermöglichen soll, daß zwischen dem Händler und dem Endverbraucher eine 
unmittelbare Vertragsbeziehung besteht. Um das Vertriebsnetz gegen unlauteren 
Wettbewerb, der von einem nicht zugelassenen Wiederverkäufer ausgehen könnte, 
zu schützen, ist diese Beziehung durch eine vom Erwerber des Fahrzeugs dem in 
seinem Namen und für seine Rechnung tätigen Vermittler zuvor erteilte schriftli­
che Vollmacht zum Ankauf eines bestimmten Fahrzeugs nachzuweisen. 

41 Die Vorlage einer zuvor erteilten schriftlichen Vollmacht zum Ankauf des Fahr­
zeugs und gegebenenfalls zu dessen Abnahme ist die einzige Voraussetzung, die die 
genannte Vorschrift dem Vermittler auferlegt. Mithin läßt es bereits der Wortlaut 
des Artikels 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 nicht zu, einen ordnungsgemäß 
bevollmächtigten Vermittler allein deswegen auszuschließen, weil er seine Tätigkeit 
gewerbsmäßig ausübt. 

42 Außerdem würde der Ausschluß gewerblich tätiger Vermittler angesichts der 
Schwierigkeiten, die sowohl die Suche nach einem bestimmten Fahrzeug zum gün­
stigsten Preis innerhalb der Gemeinschaft als auch dessen Lieferung für einen End­
verbraucher mit sich bringen kann, Artikel 3 Nr. 11 seine Wirkung nehmen, Paral­
lelimporte behindern und folglich die nationalen Märkte abschotten. Ein solcher 
Ausschluß würde demnach, wie der Gerichtshof in seinen Urteilen Consten und 
Grundig/Kommission und Musique diffusion française/Kommission (Randnr. 86) 
entschieden hat, den grundlegenden Zielsetzungen der Gemeinschaft und insbe­
sondere der Schaffung eines Gemeinsamen Marktes zuwiderlaufen. 

43 Die gewerbliche Ausübung einer Vermittlertätigkeit kann nun aber zum einen die 
Durchführung geschäftsfördernder Maßnahmen bei den Verbrauchern und die 
Möglichkeit der Konzentrierung der Bemühungen auf bestimmte Fahrzeugmar­
ken, zum anderen die Übernahme von Risiken mit sich bringen, wie sie für jedes 
Dienstleistungsunternehmen typisch sind. 
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44 Zu dem Vorbringen der Klägerinnen, daß die Bekanntmachung vom 12. Dezember 
(I 3) den Begriff des bevollmächtigten Vermittlers in Artikel 3 Nr. 11 der Verord­
nung Nr. 123/85 restriktiv ausgelegt wissen wolle, ist vorab darauf hinzuweisen, 
daß ein Auslegungsvermerk, wie der Gerichtshof in seinem Urteil vom 28. Januar 
1992 in der Rechtssache C-266/90 (SOBA, Slg. 1992, I-287, Randnr. 19) entschie­
den hat, die in einer Verordnung enthaltenen zwingenden Vorschriften nicht 
ändern kann. 

45 In der Bekanntmachung vom 12. Dezember heißt es: ,,[D]ie Unternehmen des Ver­
triebsnetzes [können] gleichwohl verpflichtet werden, an einen Dritten oder über 
einen Dritten keine neuen Kraftfahrzeuge des Vertragsprogramms oder ihnen ent­
sprechende Fahrzeuge zu verkaufen, solange dieser wie ein autorisierter Wieder-
verkäufer neuer Kraftfahrzeuge des Verkaufsprogramms auftritt oder eine dem 
Wiederverkauf gleichzusetzende Tätigkeit entfaltet. Es obliegt dem Vermittler oder 
Endverbraucher, dem Händler des Vertriebsnetzes vorher schriftlich darzulegen, 
daß der Vermittler bei Kauf und Fahrzeugabnahme eines bestimmten Kraftfahr­
zeugs im Namen und für Rechnung des Endverbrauchers handelt". 

46 Zu dem Vorbringen der Klägerinnen, das sich auf diesen Passus der Bekanntma­
chung vom 12. Dezember stützt, stellt das Gericht zum einen fest, daß dieser Pas­
sus nicht nur Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85, sondern auch Nr. 10 der 
gleichen Vorschrift, insbesondere Buchstaben a, auslegen will, dem zufolge vom 
Verbot des Artikels 85 Absatz 1 auch die Verpflichtung des Händlers ausgenom­
men ist, an einen Wiederverkäufer Vertragswaren und ihnen entsprechende Waren 
nur zu liefern, wenn er ein Unternehmen des Vertriebsnetzes ist. Zum anderen 
durfte die Kommission bei der Auslegung des Artikels 3 Nrn. 10 und 11 der Ver­
ordnung Nr. 123/85 berücksichtigen, daß die praktische Wirksamkeit des Artikels 
3 Nr. 10 der Verordnung Nr. 123/85 und damit ein effektiver Schutz des Vertriebs­
netzes gegen die Bedrohung durch nicht zugelassene Dritte gesichert werden 
mußte. Die Kommission war daher befugt, in der Bekanntmachung die Vorausset­
zungen zu verdeutlichen, die der bevollmächtigte Vermittler erfüllen muß, um den 
Vorschriften des Artikels 3 Nr. 11 dieser Verordnung zu genügen. Diese müssen 
nämlich so angewandt werden, daß sichergestellt ist, daß die Lieferung von Ver­
tragswaren durch einen Vertragshändler an einen zuvor ordnungsgemäß und 
schriftlich bevollmächtigten Vermittler nicht als Verstoß des Händlers gegen die 
Verpflichtung zum Wiederkauf nur innerhalb des Vertriebsnetzes gedeutet werden 
kann, die ihm gegebenenfalls auf der Grundlage des Artikels 3 Nr. 10 der Verord­
nung auferlegt werden kann. Zu diesem Zweck konnte die Bekanntmachung vom 
12. Dezember, ohne die betreffenden Vorschriften der Verordnung zu verkennen 
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und ihren Anwendungsbereich einzuschränken, die Feststellung treffen, daß die 
dem Vertriebsnetz zugehörigen Unternehmen verpflichtet werden können, die 
Bestellungen eines Vermittlers zurückzuweisen, der tatsächlich eine dem Wieder­
verkauf gleichzusetzende Tätigkeit ausübt, und auf die Voraussetzungen des Arti­
kels 3 Nr. 11 hinweisen, die jeder Vermittler erfüllen muß, um diesen Vorschriften 
zu genügen. 

47 Nunmehr ist zu prüfen, ob die Beschwerdeführerin, wie die Klägerinnen behaup­
ten, durch die Übernahme von Risiken, wie sie für einen Wiederverkäufer nicht, 
aber für einen Vermittler typisch sind, den Rahmen des Artikels 3 Nr. 11 der Ver­
ordnung Nr. 23/85 überschritten hat, so daß ihre gewerbliche Tätigkeit als einem 
Wiederverkauf gleichzusetzende Tätigkeit und nicht als Dienstleistung zu betrach­
ten wäre. 

48 Die in der besagten Vorschrift vorgesehene Tätigkeit eines bevollmächtigten Ver­
mittlers setzt die Begründung einer unmittelbaren kaufvertraglichen Beziehung 
zwischen dem Erwerber des Fahrzeugs (Endverbraucher) und dem Vertriebsnetz 
voraus. Der Vermittler muß sich, um zulässigerweise als solcher auftreten zu kön­
nen, ohne daß der Händler ihm den Vertragsschluß verweigern dürfte, auf die 
Erbringung der Dienstleistung beschränken, einen Kunden, der ein bestimmtes 
Fahrzeug zum günstigsten Preis kaufen möchte, mit einem dem Vertriebsnetz 
zugehörigen, zur Lieferung bereiten Händler zusammenzubringen, die notwendige 
unmittelbare Vertragsbeziehung zwischen den beiden Parteien zu vermitteln und 
die damit zusammenhängenden Maßnahmen durchzuführen. Der Vermittler han­
delt unter diesen Umständen lediglich als Vertreter des Endverbrauchers; die 
Rechtsbeziehungen, die infolge der Handlungen des Vermittlers entstehen, werden 
somit unmittelbar zwischen dem Auftraggeber und dem betreffenden Dritten, hier 
dem Händler, begründet, ohne daß der Vermittler an ihnen beteiligt wäre. Im vor­
liegenden Fall steht fest, daß das Fahrzeug, das Gegenstand der Vermittlung war, 
von Anfang an unmittelbar, wenn auch vorläufig, auf den Namen des Kunden der 
Beschwerdeführerin zugelassen war, auf den auch die Rechnung ausgestellt war. 
Die Beschwerdeführerin als Vermittlerin ist folglich nicht Partei des Kaufvertrages, 
den sie mit einem Händler des Fahrzeugvertriebsnetzes im Namen und für Rech­
nung des Endverbrauchers abschließt, und erwirbt zu keinem Zeitpunkt das 
Eigentum an dem Fahrzeug, das Gegenstand des Geschäftes ist. Demgegenüber gilt 
für den Händler des Vertriebsnetzes nach Maßgabe des Artikels 2 Absatz 3 des 
„Konzessionsvertrages" von Peugeot für Belgien, der in der Rechtssache Peugeot I 
zu den Akten gereicht worden ist, daß er „in seinem eigenen Namen und für 
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eigene Rechnung abschließt und in keiner Weise als Beauftragter des Importeurs 
oder des Herstellers betrachtet werden darf". 

49 Die bei Einschaltung eines Vermittlers bestehende unmittelbare Beziehung zwi­
schen Endverbraucher und Vertriebsnetz wird durch die den Unternehmen des 
Vertriebsnetzes gemäß Artikel 5 Absatz 1 Nr. 1 Buchstaben a und b der Verord­
nung Nr. 123/85 als Voraussetzung für die Freistellung auferlegte Verpflichtung 
bestätigt, Garantieleistungen und unentgeltlichen sowie Kundendienst im Rahmen 
von Rückrufaktionen unabhängig davon zu leisten, wo das Fahrzeug im Gemein­
samen Markt verkauft wurde. Nach der zwölften Begründungserwägung der Ver­
ordnung Nr. 123/85 sollen diese Vorschriften — wie auch Artikel 3 Nr. 11 dieser 
Verordnung — „verhindern, daß die Freiheit der Verbraucher zum Einkauf überall 
im Gemeinsamen Markt beeinträchtigt wird". Artikel 7 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen in der Anlage des Mustervermittlungsvertrages der 
Beschwerdeführerin bestimmt insoweit: „Die Garantie ist Sache des Herstellers, zu 
der er sowohl gesetzlich als auch vertraglich verpflichtet ist, und ist vom Vertriebs­
netz des Herstellers nach dem jedem Fahrzeug beigegebenen Garantieheft geschul­
det und dort zu beanspruchen. Da die Beschwerdeführerin lediglich einen Auftrag 
zur Einfuhr hat, ist jede technische Garantie ausgeschlossen und ausschließlich 
Sache des Herstellers und seines Vertriebsnetzes." Diese Abrede ist lediglich eine 
Umschreibung des Bestehens einer solchen Garantieverpflichtung auf sehen der 
zum Vertriebsnetz gehörenden Unternehmen, die jede Verpflichtung gleicher Art 
auf Seiten des Vermittlers ausschließt. 

50 Angesichts der in den beiden vorstehenden Randnummern dargestellten Umstände 
ist festzustellen, daß die Beschwerdeführerin als bevollmächtigter Vermittler kein 
Risiko im Zusammenhang mit der zweifachen Eigentumsübertragung, die kenn­
zeichnend für Kauf und Wiederverkauf eines Erzeugnisses ist, oder im Zusammen­
hang mit dem Eigentum trägt, insbesondere nicht das Risiko der Weiterverwen­
dung oder des Absatzes, d. h. das Risiko, das Fahrzeug bei Rücktritt des 
Endverbrauchers abnehmen und gegebenenfalls den finanziellen Nachteil bei 
Nichtverkauf tragen zu müssen. 

51 Zweitens ist allerdings festzustellen, daß die Beschwerdeführerin, wie sich aus den 
Akten und den mündlichen Erklärungen der Parteien ergibt, zunächst bei den Ver­
tragshändlern, die das Fahrzeug liefern, den Kaufpreis, die Mehrwertsteuer und die 
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Einfuhrkosten des im Vertrag bezeichneten Fahrzeuges vorlegt, die sie sich sodann 
vom Käufer erstatten läßt. Damit gewährt sie regelmäßig bei jedem Geschäft ihren 
Kunden einen Kredit in Höhe der Auslagen, die sie über den Betrag der bei 
Abschluß des Vermittlungsvertrages erhaltenen Vermittlungsgebühr hinaus vor­
streckt. Die Gewährung dieses Kredits, der auf die wenigen Tage zwischen dem 
Ankauf und der Bezahlung des Vertragshändlers und der Lieferung an den Käufer, 
der der Beschwerdeführerin ihre Auslagen erstattet, begrenzt ist, ändert nichts an 
der rechtlichen Qualifikation eines Vermittlungsvertrages dieser Art, auch wenn sie 
mit der Tätigkeit des Vermittlers nicht notwendig verbunden ist. Insoweit unter­
scheidet sich die Lage der Beschwerdeführerin nicht von der jedes anderen Beauf­
tragten, der vertraglich zur Vornahme von Ausgaben und zur Übernahme von 
Kosten verpflichtet ist, die der Auftraggeber ihm zu ersetzen hat, wie dies nach 
dem Recht der meisten Mitgliedstaaten der Fall ist. 

52 Weiterhin unterscheiden sich die Mittel, über die der Vermittler verfügt, um dem 
von ihm unter den geschilderten Umständen übernommenen Risiko der Insolvenz 
des Endverbrauchers oder dessen Weigerung, den Vermittlungsvertrag zu erfüllen, 
zu begegnen, von denen, die dem Vertragshändler des Netzes zu Gebote stehen. 
Neben der Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts kann der Vermittler sich der 
klassischen Rechtsbehelfe bedienen, nämlich der Pfändung und Versteigerung 
fremden Gutes. Im Falle der Beschwerdeführerin findet diese Regelung ihren Aus­
druck in der Vertragsstrafenklausel des Artikels 5 der Allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen auf der Rückseite des Mustervermittlungsvertrages, wo es heißt: „Sollte 
der Auftraggeber nach Unterzeichnung und vor Ablauf des Vertrages die Erfüllung 
verweigern, schuldet er vorbehaltlich der Klage auf Vertragserfüllung eine Ver­
tragsstrafe in Höhe der doppelten Vermittlungsgebühr; die für seine Rechnung 
aufgegegebene Bestellung kann nicht rückgängig gemacht oder aufgehoben wer­
den." Demgegenüber hat der zugelassene Wiederverkäufer, wie dies normalerweise 
in den allgemeinen Verkaufsbedingungen für Kraftfahrzeuge der Vertragshändler 
der verschiedenen Marken geregelt ist, die dem Vermittler verschlossene weitere 
Möglichkeit, bei Abstandnahme eines Kunden oder Nichtzahlung vom Vertrag 
zurückzutreten und über das Fahrzeug zu verfügen, oder aber das Fahrzeug wie­
der in Besitz zu nehmen und für seine Rechnung zu verkaufen, ohne die genannten 
Rechtsbehelfe zu ergreifen. 

53 Drittens stellt das Gericht zu dem von den Klägerinnen behaupteten Wechselkurs­
risiko vorab fest, daß Schwankungen des Wechselkurses ein für jedes innergemein-
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schaftliche Geschäft der im vorliegenden Fall fraglichen Art kennzeichnender Fak­
tor sind und daß die Klägerinnen nicht nachgewiesen haben, daß die Beschwerde­
führerin im Rahmen ihrer Tätigkeit als ordnungsgemäß bevollmächtigte Vermittle­
rin das entsprechende Risiko trägt. Aus den Akten ergibt sich vielmehr, daß der 
Auftraggeber und nicht die Beschwerdeführerin als Vermittlerin das Wechselkurs­
risiko trägt. Die Beschwerdeführerin geht nämlich nach ihrem Mustervermitt­
lungsvertrag im Gegensatz zu einem zugelassenen Wiederverkäufer keine Ver­
pflichtung auf der Grundlage eines Festpreises ein, sondern verpflichtet sich 
lediglich zu einem vorläufigen Preis, der endgültig erst nach Berücksichtigung gün­
stiger oder ungünstiger Wechselkursschwankungen festgelegt wird. In Artikel 
2 Absatz 3 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Beschwerdeführerin heißt 
es hierzu: „Währungs- oder Preisänderungen sind möglich, aber ohne Einfluß auf 
die Gültigkeit des VermittlungsVertrages." Weiterhin findet sich im Mustervermitt­
lungsvertrag der Beschwerdeführerin ausdrücklich folgende Regelung: „Für den 
Fall, daß Eco System außerstande ist, das Fahrzeug innerhalb der festgelegten Fri­
sten einzuführen, wird die Vermittlungsgebühr unter Ausschluß weitergehender 
Schadensersatzansprüche an den Auftraggeber zurückgezahlt." Damit kann nicht 
ausgeschlossen werden, daß die Beschwerdeführerin bei allzu ungünstigen Wech­
selkursschwankungen, die vor Ankauf des Fahrzeugs beim Wiederverkäufer den 
mit dem Auftraggeber vereinbarten vorläufigen Preis übermäßig beeinflussen wür­
den, sich auf diese Abrede beruft. Außerdem läßt sich der angefochtenen Entschei­
dung entnehmen, ohne daß diese insoweit von den Klägerinnen beanstandet wor­
den wäre, daß die Beschwerdeführerin zugunsten ihrer Kunden und zur 
Abdeckung der diesen während der Laufzeit des Vermittlungsvertrages drohenden 
Wechselkursrisiken lediglich ein System von Prämien für Wechselkursänderungen 
eingerichtet hat, das die Funktion eines Ausgleichsfonds für die Auftraggeber hat. 
Demnach haben die Klägerinnen nichts vorgetragen, was geeignet wäre, die Fest­
stellung der streitigen Entscheidung, daß „... wirtschaftliche Risiken in bezug auf 
Wechselkurs- oder Preisschwankungen bei der gegenwärtigen Arbeitsweise von 
Eco System nicht mehr [gegeben sind]", zu widerlegen. 

54 Nach Auffassung der Klägerinnen trägt die Beschwerdeführerin viertens das Ver­
wahrrisiko; sie habe den Auftraggeber bei Verlust oder Beschädigung des Fahr­
zeugs während der Zeit zwischen der Abholung des Fahrzeugs beim Händler 
durch die Beschwerdeführerin und der Auslieferung an den Käufer zu entschädi­
gen. Ein solches Risiko ist, wie auch eine Untersuchung des Rechts der Mitglied­
staaten zeigt, wenn es denn bestehen sollte, bei einem Vermittlungsvertrag üblich, 

II-515 



URTEIL VOM 22. 4.1993 — RECHTSSACHE T-9/92 

zu dem — wie im vorliegenden Fall — der Kauf im Namen des Auftraggebers, die 
Einfuhr, die Weiterbeförderung, die kurzfristige Verwahrung und die Auslieferung 
eines Fahrzeugs gehören. Auf jeden Fall unterscheidet sich das Risiko, das mit der 
Aufbewahrung des Fahrzeugs unter den geschilderten Umständen verbunden ist, 
von den Risiken des Eigentums, das im vorliegenden Fall wie festgestellt aufgrund 
des Kaufvertrags über das Fahrzeug dem Endverbraucher zukommt. 

55 Schließlich ist die Vermittlungsgebühr, die die Beschwerdeführerin als Gegenlei­
stung für ihren Dienst erhält und die nach dem Mustervertrag in einem Prozent­
satz des vom Lieferanten des Fahrzeugs in Rechnung gestellten Kaufpreises 
besteht, eine bei einem Vermittlungsvertrag der vorliegenden Art übliche Form des 
Entgelts. 

56 Demnach trägt die Beschwerdeführerin, die als ordnungsgemäß bevollmächtigter 
Vermittler auftritt, kein rechtliches oder wirtschaftliches Risiko, das für Kauf und 
Wiederverkauf kennzeichnend wäre. 

57 Es bedarf sodann im Rahmen dieses Klagegrundes der Prüfung, ob die Beschwer­
deführerin in der Praxis die Grenzen der Vermittlungsaufträge überschritten hat, 
die ihr im Einklang mit Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 schriftlich 
erteilt worden sind. 

58 Der einzige Umstand, den die Klägerinnen hierzu vorgebracht haben, ist die Ver­
unsicherung, die eine von der Ladenkette Carrefour unter ihrem eigenen Namen 
herausgegebene Werbebroschüre in Verbraucherkreisen hervorgerufen haben soll, 
in die während der kurzfristigen Zusammenarbeit der beiden Unternehmen der 
Inhalt der von der Beschwerdeführerin veröffentlichten Werbebroschüre übernom­
men worden sei. 

59 Selbst wenn eine solche Vorgehensweise einer Vermarktungstätigkeit nahekommen 
mag, die nicht zur Tätigkeit eines Vermittlers gehört, ist die Kommission doch im 
vorliegenden Fall zu Recht davon ausgegangen, daß eine solche Verunsicherung 
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nur aufgrund der Titelseite der Broschüre hätte entstehen können und daß zumin­
dest auf den Innenseiten die eigentliche Tätigkeit der Beschwerdeführerin klar 
angegeben war. Die Reaktion der Klägerinnen ist daher zu Recht als offensichtlich 
unverhältnismäßig eingestuft worden, da punktuelle Maßnahmen ausgereicht hät­
ten, um die Verteilung dieser Broschüre zu unterbinden, und es der Versendung 
des streitigen Rundschreibens nicht bedurft hätte. 

60 Demgemäß ist festzustellen, daß die Beschwerdeführerin den Rahmen der ihr von 
Endverbrauchern übertragenen schriftlichen Vermittlungsaufträge nicht überschrit­
ten und daher nicht gegen Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85, der die 
Voraussetzungen für das Tätigwerden des Vermittlers festlegt, verstoßen hat. 

61 Zu dem auf das Urteil Binon, a. a. O., und die Schlußanträge des Generalanwalts 
Sir Gordon Slynn gestützten Vorbringen der Klägerinnen, daß ein von einer gro­
ßen Zahl von Auftraggebern beauftragter Vermittler zum unabhängigen Wirt­
schaftsteilnehmer werde, weist das Gericht zum einen darauf hin, daß dieser 
Rechtsprechung nichts zu entnehmen ist, was auf den vorliegenden Fall eines Ver­
mittlers übertragen werden könnte, der im Namen und für Rechnung von Endver­
brauchern und nicht als Vertriebsbeauftragter tätig wird, der mit der Organisation 
des Einzelhandels im Interesse der Erzeuger (Herausgeber) betraut ist, zum ande­
ren darauf, daß ein rein quantitatives Kriterium wie die Zahl der einem gewerbs­
mäßigen Vermittler erteilten Aufträge für sich allein die Natur seiner Tätigkeit im 
Hinblick auf Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 nicht zu ändern vermag. 
Diese Feststellung ist im übrigen mit dem von Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung 
Nr. 123/85 verfolgten wirtschaftlichen Ziel vereinbar, durch die Aufrechterhaltung 
von Paralleleinfuhren im Rahmen eines Systems von Vertriebsvereinbarungen für 
Fahrzeuge die Abschottung der nationalen Märkte zu verhindern und dadurch zur 
Schaffung eines einheitlichen Marktes beizutragen, wie bereits in Randnummer 
42 dieses Urteils ausgeführt. 

62 Nach alledem erlaubt Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 es den Mitglie­
dern eines Vertriebsnetzes für Kraftfahrzeuge nicht, sich mit der Begründung, der 
Vermittler übe seine Tätigkeit gewerblich aus, zu weigern, Kraftfahrzeuge des Ver­
tragsprogramms oder ihnen entsprechende Waren an Endverbraucher zu verkau-
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fen, die die Dienste eines Vermittlers in Anspruch nehmen, der durch eine zuvor 
erteilte schriftliche Vollmacht nachweist, daß er im Namen und für Rechnung die­
ser Verbraucher handelt. Mithin verstößt eine Weigerung des Vertragshändlers, mit 
dem Auftraggeber einen Kaufvertrag abzuschließen, gegen die Vorschriften der 
Verordnung Nr. 123/85, soweit der Vermittler die Grenzen der Vollmacht nicht 
überschreitet, die ihm vom Endverbraucher erteilt worden ist, um ein Fahrzeug zu 
kaufen und gegebenenfalls abzuholen. 

63 Die Kommission ist daher zu Recht davon ausgegangen, daß das streitige Rund­
schreiben durch eine angebliche Zuwiderhandlung der Beschwerdeführerin gegen 
Artikel 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 nicht gerechtfertigt werden konnte. 
Die Verkaufsverweigerung, die Inhalt dieses Rundschreibens war, überschreitet 
somit den Rahmen der Freistellung, die dem Vertriebsnetz der Klägerinnen auf­
grund dieser Verordnung gewährt worden war. 

64 Aus alledem ergibt sich, daß der erste Klagegrund des Verstoßes gegen Artikel 
3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 unter Einbeziehung der Bekanntmachung 
vom 12. Dezember zurückzuweisen ist. 

Zum Klagegrund der Verletzung des Grundsatzes der Rechtssicherheit 

— Vorbringen der Beteiligten 

65 Die Klägerinnen machen geltend, die Kommission habe, um die Unterschiede zwi­
schen der angefochtenen Entscheidung und ihrer Auslegung des Artikels 3 Nr. 
11 der Verordnung Nr. 123/85 in ihrer Bekanntmachung vom 12. Dezember zu 
rechtfertigen, am 4. Dezember, d. h. zeitgleich mit der angefochtenen Entschei­
dung, eine neue Bekanntmachung zur Auslegung der Verordnung Nr. 
123/85 beschließen wollen. Diese Bekanntmachung habe mit der Festlegung neuer 
Kriterien für die Begriffsbestimmung des Vermittlers dem Begriff der einem Wie­
derverkauf gleichzusetzenden Tätigkeit jeglichen Sinn genommen. Damit habe die 
Kommission das berechtigte Vertrauen der Klägerinnen in das Weiterbestehen 
ihrer Rechtsstellung nach der Verordnung verletzt. 
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66 Die Kommission habe zugleich das gemeinschaftsrechtliche Rückwirkungsverbot 
verletzt, da sie die neue Auslegung der Verordnung Nr. 123/85 rückwirkend auf 
ein Verhalten der Klägerinnen (das Rundschreiben vom 9. Mai 1989) angewandt 
habe, für das die frühere Auslegung dieser Verordnung habe gelten müssen. Die 
Rechtsunsicherheit sei zumindest darauf zurückzuführen, daß die Kommission nie 
eine klare und eindeutige Definition des Begriffs der dem Wiederverkauf gleichzu­
setzenden Tätigkeit gegeben habe. 

67 Die Kommission entgegnet, die Klägerinnen hätten ein von einem Abteilungsleiter 
der GD IV unterzeichnetes Schreiben vom 15. Juli 1987 erhalten, in dem der 
Standpunkt der Kommission sowohl in der allgemeinen Frage der Tätigkeit 
gewerblicher Vermittler als auch zu dem besonderen Fall der Beschwerdeführerin 
klar zum Ausdruck gebracht worden sei. 

68 Mit der neuen Bekanntmachung sei keine rückwirkende Anwendung verbunden, 
da sie lediglich auf den Grundsatz hinweise, daß Vermittler im Sinne der Verord­
nung Nr. 123/85 derjenige sei, der im Namen und für Rechnung des Endverbrau­
chers handle und daher keine mit dem Eigentum zusammenhängenden Risiken 
übernehme. 

69 Die Beschwerdeführerin als Streithelferin begnügt sich mit dem Hinweis, daß das 
jetzt von den Klägerinnen erneut geltend gemachte Vorbringen bezüglich der Ver­
letzung des Grundsatzes der Rechtssicherheit bereits im Urteil Peugeot I zurück­
gewiesen worden sei. 

70 Der Streithelfer BEUC macht hierzu geltend, daß die zweite Bekanntmachung der 
Kommission zur Verordnung Nr. 123/85 ebensowenig wie die Bekanntmachung 
vom 12. Dezember ein normativer Akt oder dessen authentische Auslegung sei 
und demnach die besagte Verordnung nicht ändern könne. Die zweite Bekanntma­
chung sei nicht rückwirkend angewandt worden, da sie den Grundsatz, daß ein 
Vermittler, der eine vorherige schriftliche Bevollmächtigung nachweise, in den 
Anwendungsbereich des Artikels 3 Nr. 1 der Verordnung Nr. 123/85 falle, nicht 
abgeändert habe. 
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— Würdigung durch das Gericht 

7 1 D i e streitige Entscheidung stützt sich nicht auf die — in ihr auch nirgendwo 
erwähnte — neue Bekanntmachung der Kommission vom 4. Dezember 1991 zur 
Verordnung Nr. 123/85 und durfte sich hierauf übrigens rechtlich auch nicht stüt­
zen. Die Klägerinnen können sich daher auch nicht auf die neue Bekanntmachung 
berufen, um die Rechtmäßigkeit der streitigen Entscheidung in Zweifel zu ziehen. 

72 Es wird weiter vorgebracht, die Kommission sei in der streitigen Entscheidung von 
der Auslegung des Artikels 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 123/85 abgewichen, die 
sie selbst in ihrer Bekanntmachung vom 12. Dezember vertreten habe. Wie das 
Gericht bereits festgestellt hat (Randnrn. 44 und 46 dieses Urteils), darf jedoch der 
Begriff der dem Wiederverkauf gleichzusetzenden Tätigkeit in dieser Bekanntma­
chung nicht derart ausgelegt werden, daß die Bedeutung des Begriffs des schriftlich 
bevollmächtigten Vermittlers im Sinne des Artikels 3 Nr. 11 der Verordnung Nr. 
123/85 eingeschränkt wird. 

73 Außerdem hatten die Dienststellen der Kommission, wie das Gericht bereits in sei­
nem Urteil Peugeot I festgestellt hat, den Klägerinnen bereits mit Schreiben vom 
15. Juli 1987 ihre Ansicht zum Begriff der dem Wiederverkauf gleichzusetzenden 
Tätigkeit im Sinne der Bekanntmachung vom 12. Dezember mitgeteilt. In Punkt 
3 Absatz 2 dieses Schreibens wird nämlich klar ausgeführt, daß die Tätigkeit eines 
Vermittlers, der diejenige Form des unternehmerischen Risikos auf sich nimmt, die 
für ein Dienstleistungsunternehmen kennzeichnend ist, nicht aber ein unternehme­
risches Risiko der Art, die der Tätigkeit des Kaufens und Wiederverkaufens eigen 
ist, nicht als „dem Wiederverkauf gleichzusetzende Tätigkeit" im Sinne der 
Bekanntmachung angesehen werden kann. 

74 Mithin ist festzustellen, daß die Klägerinnen keinen neuen Gesichtspunkt vorge­
bracht haben, der die Feststellung des Gerichts in seinem Urteil Peugeot I, ein Ver­
stoß der Kommission gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit liege nicht vor, 
widerlegen könnte. Auch der zweite Klagegrund ist daher zurückzuweisen. 
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75 Nach alledem ist, da die beiden von den Klägerinnen vorgebrachten Klagegründe 
als unbegründet zurückzuweisen waren, die Klage insgesamt abzuweisen. 

Kosten 

76 Gemäß Artikel 87 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichts ist die unterliegende 
Partei auf Antrag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Klägerinnen mit 
ihrem Vorbringen unterlegen sind und die Kommission sowie die Streithelfer 
Kostenantrag gestellt haben, sind die Klägerinnen gesamtschuldnerisch zur Tra­
gung der Kosten einschließlich der Kosten der Streithelfer zu verurteilen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DAS GERICHT (Zweite Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Klage wird abgewiesen. 

2) Die Klägerinnen tragen als Gesamtschuldner die Kosten des Verfahrens ein­
schließlich der Kosten der Streithelfer. 

Cruz Vilaça Barrington 

Biancarelli Saggio Briët 
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Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 22. April 1993. 

Der Kanzler 

H. Jung 

Der Präsident 

J. L. Cruz Vilaça 
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